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Zusammenfassung 
 
 
Offensichtlich stellt die Klimaschutzproblematik eines der großen Politikfelder unserer 
Zeit dar. Ursächlich für den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur ist laut 
Klimaexperten ein anthropogener Anstieg der Treibhausgaskonzentration in der At-
mosphäre. Die globale Klimaerwärmung bringt massive Folgen mit sich, die bereits 
heute in Teilen der Welt spürbar sind, wie ein Anstieg des Meeresspiegels oder eine 
Versteppung von Landschaften. Diese weltweiten Veränderungen werden zu erheb-
lichen Kosten führen. Aus diesem Grund begannen bereits in den achtziger Jahren 
internationale Bestrebungen, den Klimawandel aufzuhalten.  

Vor dem Hintergrund knapper Ressourcen sollte das Ziel in der Etablierung eines 
möglichst effizienten Klimaschutzsystems bestehen. Dabei gilt der Emissionsrechte-
handel in der volkswirtschaftlichen Theorie als effizientes Instrument zur Reduktion 
von Treibhausgasemissionen. Im Jahre 1997 wurde mit dem Kyoto-Protokoll ein in-
ternationaler Emissionsrechtehandel beschlossen und im Jahre 2008 mit Beginn der 
Verpflichtungsperiode etabliert. Der Fokus des Kyoto-Protokolls liegt auf der Reduk-
tion von Treibhausgasemissionen. Daneben wurde in den Artikeln 3.3 und 3.4 der 
Bereich der terrestrischen Senken (beschränkt) berücksichtigt. Unter einer terrest-
rischen Senke wird die Bindung von Treibhausgasen in terrestrischen Ökosystemen 
verstanden, wie beispielsweise Wälder, Wiesen, Äcker oder Weideland. Bei der Ein-
bindung terrestrischer Senken in einen Emissionsrechtehandel ergeben sich jedoch 
besondere Probleme. Eines dieser Probleme besteht in der Unterscheidung natürli-
cher und anthropogener Effekte auf die Kohlenstoffbindung bzw. –freisetzung in ter-
restrischen Ökosystemen. Im vorliegenden Artikel soll die Anrechnung natürlicher 
und anthropogener Effekte im Status Quo näher analysiert und Schlussfolgerungen 
für ein potentielles Post-Kyoto-Abkommen gezogen werden.  
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1. Einleitung 

Offensichtlich stellt die Klimaschutzproblematik eines der großen Politikfelder unserer 

Zeit dar. Ursächlich für den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur ist laut 

Klimaexperten ein anthropogener Anstieg der Treibhausgaskonzentration in der At-

mosphäre. Die globale Klimaerwärmung bringt massive Folgen mit sich, die bereits 

heute in Teilen der Welt spürbar sind, wie ein Anstieg des Meeresspiegels oder eine 

Versteppung von Landschaften. Diese weltweiten Veränderungen werden zu erheb-

lichen Kosten führen. Aus diesem Grund begannen bereits in den achtziger Jahren 

internationale Bestrebungen, den Klimawandel aufzuhalten.  

Vor dem Hintergrund knapper Ressourcen sollte das Ziel in der Etablierung eines 

möglichst effizienten Klimaschutzsystems bestehen. Dabei gilt der Emissionsrechte-

handel in der volkswirtschaftlichen Theorie als effizientes Instrument zur Reduktion 

von Treibhausgasemissionen. Im Jahre 1997 wurde mit dem Kyoto-Protokoll ein in-

ternationaler Emissionsrechtehandel beschlossen und im Jahre 2008 mit Beginn der 

Verpflichtungsperiode etabliert. Der Fokus des Kyoto-Protokolls liegt auf der Reduk-

tion von Treibhausgasemissionen.1 Daneben wurde in den Artikeln 3.3 und 3.4 der 

Bereich der terrestrischen Senken (beschränkt) berücksichtigt. Unter einer terrest-

rischen Senke wird die Bindung von Treibhausgasen in terrestrischen Ökosystemen 

verstanden, wie beispielsweise Wälder, Wiesen, Äcker oder Weideland.2 Bei der 

Einbindung terrestrischer Senken in einen Emissionsrechtehandel ergeben sich je-

doch besondere Probleme. Eines dieser Probleme besteht in der Unterscheidung 

natürlicher und anthropogener Effekte auf die Kohlenstoffbindung bzw. –freisetzung 

in terrestrischen Ökosystemen.  

Im vorliegenden Artikel soll die Anrechnung natürlicher und anthropogener Effekte im 

Status Quo näher analysiert und Schlussfolgerungen für ein potentielles Post-Kyoto-

                                                 
1
  In Anlage A des Protokolls sind alle Sektoren aufgelistet, die von dem internationalen Emissions-

rechtehandel erfasst sein sollen. Vgl. UNFCCC (1998), S. 20. 

2
  Vgl. WBGU (1998), S. 14. 
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Abkommen gezogen werden. Zur Einführung werden im zweiten Abschnitt die theo-

retischen Grundlagen erläutert: Die Bedeutung negativer externer Effekte, die Not-

wendigkeit eines supranationalen Eingriffs und die Wahl eines effizienten Instruments 

wie dem Emissionsrechtehandel. Im dritten Abschnitt werden die Bedeutung und die 

Funktionsweise terrestrischer Senken näher betrachtet. Anschließend wird im vierten 

Abschnitt die Einbindung terrestrischer Senken im Rahmen des Kyoto-Protokolls be-

schrieben. Im fünften Abschnitt folgen eine Bewertung des Status quo und Implikati-

onen für ein zukünftiges Post-Kyoto-Abkommen. Der letzte Abschnitt fasst die Er-

gebnisse der Analyse zusammen.  

 

2. Theorie: Marktversagen und Instrumentenwahl  

2.1 Marktversagen und staatlicher Handlungsbedarf  

Aus ökonomischer Sicht besteht das Problem des Klimawandels darin, dass es sich 

bei der Luft bzw. der Atmosphäre um ein Allmendegut handelt. Sie kann zwar kosten-

los von jedem Bürger genutzt werden, jedoch führt eine starke Beanspruchung zu 

einer Schädigung des Klimas. Es liegt ein Marktversagen vor, da durch die kosten-

lose Nutzung der Luft die Kosten der Klimaschädigung bei der Herstellung klima-

schädlicher Güter nicht weiter berücksichtigt werden müssen und entsprechend nicht 

in die Preisbildung einfließen. Im Ergebnis werden zu viele klimaschädliche Güter zu 

einem zu geringen Preis angeboten.  

Ein internationaler Eingriff zur Minderung des Klimawandels ist dann gerechtfertigt, 

wenn die politischen Maßnahmen eine Nutzensteigerung im Vergleich zur Aus-

gangssituation hervorbringen, oder anders ausgedrückt: Wenn die notwendigen Kli-

maschutzmaßnahmen weniger Kosten als die Folgen des Klimawandels aufwerfen. 

Die Erfüllung dieser Bedingung ist jedoch in der Realität schwer nachzuweisen. Es 

liegen zwar zahlreiche Schätzungen von Klimaexperten vor, jedoch unterscheiden 

sich diese aufgrund unterschiedlicher Annahmen teilweise sehr deutlich.3 Im Folgen-

den wird daher unterstellt, dass die Individuen dem Schutz des Klimas einen so ho-

hen Wert beimessen, dass dies einen Eingriff rechtfertigt. Im Falle der Klimaschutz-

                                                 
3
  Eine der bekanntesten Schätzungen wurde von Nicholas Stern in dem so genannten Stern-Report 

vorgenommen. Er kam zu dem Ergebnis, dass notwendige Klimaschutzmaßnahmen Kosten in Hö-
he von ca. einem Prozent des weltweiten jährlichen Bruttoinlandsproduktes aufwerfen würden, 
während die Kosten der Klimaschädigung ohne jegliche Klimaschutzbemühungen bei ca. fünf Pro-
zent des weltweiten Bruttoinlandsprodukt pro Jahr lägen. Vgl. Stern (2007). 
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problematik ist ein internationaler Eingriff notwendig, da es sich bei Treibhausgasen 

um einen globalen Schadstoff handelt.  

 

2.2 Instrumentenwahl: Steuer und Emissionsrechtehandel 

Für einen solchen Eingriff steht in der volkswirtschaftlichen Theorie eine Reihe von 

Instrumenten zur Verfügung. Dabei gelten vor allem die marktgerechten Instrumente 

als effizient. Marktgerechte Instrumente ordnen der Emission von Treibhausgasen 

einen Preis zu und korrigieren auf diese Weise das Preissystem. Eine solche Korrek-

tur kann entweder durch eine Steuer oder durch einen Emissionsrechtehandel er-

reicht werden. Bei der Steuerlösung wird jeder Einheit Treibhausgas ein Preis zuge-

ordnet, der von den jeweiligen Verursachern in Form einer Steuer entrichtet werden 

muss. In einem Emissionsrechtehandelssystem wird die maximale Menge an Treib-

hausgasemissionen festgelegt. Gleichzeitig wird das Recht zur Emission einer Ein-

heit Treibhausgas in Form von Emissionsrechten verbrieft. Es kann also nicht mehr 

emittiert werden, als durch die Menge der Emissionsrechte festgelegt ist. Die Emissi-

onsrechte sind handelbar und durch Angebot und Nachfrage entsteht ein Preis für 

die Emission einer Einheit Treibhausgas.  

Das Entscheidungskalkül der Emittenten ist sowohl bei der Steuer als auch in einem 

Emissionsrechtehandel gleich: Ein Unternehmer, bei dessen Produktion Treibhaus-

gasemissionen entstehen, muss zwischen der Emission einer Einheit Treibhausgas 

und der Entrichtung einer Steuer bzw. dem Erwerb eines Emissionsrechtes abwä-

gen. Er wird so lange Emissionen vermeiden, wie die Kosten der Vermeidung günsti-

ger sind als die Entrichtung der Steuer bzw. der Erwerb eines Zertifikats. Auf diese 

Weise werden dort Emissionen vermieden, wo dies zu den geringsten Kosten mög-

lich ist. Soweit es einem Unternehmer im Wettbewerb möglich ist, wird er diese Kos-

ten auf die Preise seiner Produkte umlegen, so dass es in der Tendenz zu einem 

Nachfragerückgang kommt. Im Ergebnis werden weniger klimaschädliche Güter kon-

sumiert.  

Der Emissionsrechtehandel ist dann vorteilhaft, wenn ein bestimmtes Mengenziel 

erreicht werden soll. Durch die festgelegte Zertifikatemenge wird ein solches Ziel 

immer erreicht, da zu keinem Zeitpunkt mehr Treibhausgase emittiert werden dürfen, 

als durch die Zertifikate ausgewiesen sind. Dagegen muss bei der Steuervariante 
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zunächst durch ein Trial-and-Error-Verfahren die richtige Steuerhöhe ermittelt wer-

den.  

Das von der Politik angestrebte Klimaschutzziel besteht in der Begrenzung der 

Klimaerwärmung auf zwei Grad Celsius.4 Dies entspricht einer begrenzten Menge an 

Treibhausgasen, die in der Atmosphäre verbleiben dürfen.5 Die Etablierung eines 

Emissionsrechtehandels zur Erreichung des Klimaschutzziels ist folglich auch aus 

ökonomischer Sicht empfehlenswert.  

Zu Erreichung der maximalen Effizienz eines Emissionsrechtehandels sollte ein um-

fassendes System geschaffen werden, d. h. alle Länder und alle klimarelevanten Be-

reiche sollten in einen Emissionsrechtehandel eingebunden werden. Die Einbindung 

aller Länder ist deshalb notwendig, weil Treibhausgase unabhängig von Länder-

grenzen wirken und es für die Erreichung des Klimaschutzziels völlig unerheblich ist, 

aus welchem Land Treibhausgase in die Atmosphäre gelangen. Darüber hinaus soll-

ten möglichst alle klimarelevanten Bereiche in einem solchen System berücksichtigt 

werden, da nur auf diese Weise zwischen den unterschiedlichen Klima-

schutzmaßnahmen abgewogen und die effizienteste Maßnahme genutzt werden 

kann. Hierzu gehört auch der Bereich terrestrischer Senken.  

 

3. Grundlagen: Terrestrische Senken 

3.1 Definitionen 

Im Kyoto-Protokoll liegt der Fokus auf Treibhausgasquellen. Als Quelle wird ein Vor-

gang oder eine Tätigkeit verstanden, durch die Treibhausgase in die Atmosphäre 

freigesetzt werden. Dies ist beispielsweise bei der Kohleverstromung der Fall, da 

durch die Verbrennung fossiler Rohstoffe Kohlenstoff freigegeben wird und als Koh-

lenstoffdioxid (CO2)in der Atmosphäre verbleibt.6 Hingegen bezeichnet eine Senke 

einen Vorgang, eine Tätigkeit oder einen Mechanismus, durch den Treibhausgase 

                                                 
4
  Das Zwei Grad Ziel gründet auf der Meinung von Klimaexperten, dass ab einer Erwärmung um 

mehr als zwei Grad Celsius die Wahrscheinlichkeit irreversibler Veränderungen steigt, die die Fol-
gen des Klimawandels drastisch erhöhen. Zu diesen sogenannten Kippschaltern zählt man bei-
spielsweise den Verlust des grönländischen Eisschildes oder des Amazonas-Regenwaldes. Vgl. 
Schellnhuber / Kadner (2007). 

5
  Vgl. WBGU (2009). 

6
  Vgl. UNFCCC (1992). 
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aus der Atmosphäre gebunden werden.7 Es wird zwischen unterschiedlichen Arten 

von Senken unterschieden. Unter terrestrischen Senken wird die Speicherung von 

Treibhausgasen in solchen terrestrischen Ökosystemen verstanden, die sich ober- 

und unterirdisch auf die Vegetation, die organische Bodenauflage und den Mineral-

boden verteilen (z. B. Wälder, Moore, Äcker, Wiesen).8 Die Bindung von Treib-

hausgasen in marinen Ökosystemen (Meere, Flüsse etc.) wird marine Senke ge-

nannt. Eine Senke ist eine Stromgröße. Dagegen bezeichnet der Kohlenstoffvorrat 

den Bestand an gebundenem Kohlenstoff. Eine Kohlenstoffsenke stellt folglich die 

Veränderung des Kohlenstoffvorrats innerhalb eines Zeitraumes dar.  

 

3.2 Funktionsweise terrestrischer Senken9 

Um terrestrische Senken in ein internationales Klimaschutzsystem integrieren zu 

können, sind Kenntnisse über die grundlegende Funktionsweise der Kohlenstoff-

bindung von Pflanzen und des Kohlenstoffkreislaufs notwendig. Terrestrische Öko-

systeme wie Wälder, Wiesen oder Savannen binden zwar im ersten Schritt eine be-

trächtliche Menge Kohlenstoff, jedoch wird etwa die Hälfte dieses Kohlenstoffs für 

den Betriebsstoffwechsel der Pflanzen benötigt und wieder in die Atmosphäre abge-

geben. Dies wird als autotrophe Atmung bezeichnet. Die andere Hälfte wird für das 

Pflanzenwachstum verwendet, d. h. der Kohlenstoff wird in neuen Blättern, Zweigen, 

Wurzeln etc. gebunden. Eine Pflanze bindet also erst dann Kohlenstoff, wenn die 

Kohlenstoffaufnahme größer ist als die Veratmung von Kohlenstoff. In diesem Fall 

nehmen die Kohlenstoffvorräte in der Vegetation und im Boden zu. Das Ökosystem 

stellt hingegen eine Quelle für Kohlenstoffdioxid dar, wenn die Aufnahme von Koh-

lenstoff geringer ist als die gesamte Abgabe durch Veratmung und Verrottung. Ein 

solcher Zustand stellt sich vor allem am Ende des Lebenszyklus einer Pflanze ein. 

Am Ende des Lebenszyklus stirbt die Pflanze ab und gibt während des Verrottungs-

prozesses den gebundenen Kohlstoff wieder in die Atmosphäre ab.10  

                                                 
7
  Vgl. ebenda. 

8
  Vgl. WBGU (1998), S. 14. 

9
  Dieser Abschnitt folgt WBGU (1998), S. 14 und 18. 

10
  Kurz- bis mittelfristig bleibt ein Anteil von fünf Prozent in Form von Streu oder Humus gebunden. 

Langfristig verbleiben 0,5 Prozent als gebundener Kohlenstoff in Form von Holzkohle oder langsam 
umsetzbaren Humus in der Biomasse. Vgl. ebenda.  
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Während eine einzelne Pflanze einen Lebenszyklus durchläuft, muss dies bei kom-

plexen Ökosystemen nicht unbedingt der Fall sein. Junge Wälder stellen meist eine 

Kohlenstoffsenke dar, da sie sich noch im Wachstum befinden. Umgekehrt wird bei 

sehr alten Baumbeständen eine Kohlenstoffquelle vermutet. Im Falle von unbe-

rührten Wäldern — so genannten Primär- oder Urwäldern — wird von einem dauer-

haften Gleichgewicht ausgegangen, in dem die Kohlenstoffaufnahme der Kohlen-

stoffabgabe entspricht.11 Gemäß dieser Annahme kommt es in diesen Wäldern folg-

lich nicht zu einer zusätzlichen Kohlenstoffbindung. Im Vergleich zum einzelnen 

Baum, der am Ende seines Lebenszyklus den gebundenen Kohlenstoff wieder ab-

gibt, kann der Kohlenstoff in Wäldern also über sehr lange Zeiträume gebunden blei-

ben. Es ist jedoch schwer zu bestimmen, wann ein terrestrisches Ökosystem einen 

Gleichgewichtszustand erreicht oder wieder verlassen hat. Von einem Gleichgewicht 

bei unberührten Wäldern kann grundsätzlich nur über sehr lange Zeiträume, bei aus-

reichend großen Regionen und bei Abwesenheit signifikanter Naturkatastrophen 

ausgegangen werden, da so Unregelmäßigkeiten über Zeit und Raum ausgeglichen 

werden.12  

 

3.3 Bedeutung von Senken für den Klimaschutz 

Senken haben eine beachtliche Bedeutung für den Klimaschutz. Marine und terrest-

rische Senken nehmen etwa die Hälfte aller jährlichen Kohlenstoffdioxidemissionen 

auf, d. h. diese Emissionen verbleiben nicht in der Atmosphäre, sondern werden 

durch marine und terrestrische Ökosysteme wieder gebunden.13 Dabei übernehmen 

marine Senken einen Anteil von ca. 25 bis 30 Prozent an den globalen Treibhaus-

gasemissionen.14 Gleichzeitig machen Emissionen aus Landnutzungsänderungen ca. 

20 Prozent der weltweiten anthropogenen jährlichen Kohlenstoffdioxidemissionen 

aus. Sie stellen damit weltweit die zweitgrößte anthropogene Emissionsquelle für 

Kohlenstoffdioxid dar und tragen erheblich zum Klimawandel bei.15  

                                                 
11

  Dieser Abschnitt folgt Schlamadinger et.al. (2007), S. 274-275. 

12
  Die Gleichgewichtsannahme wird von Klimaexperten auch als rein theoretischer Zustand betrach-

tet. Siehe beispielsweise IPCC (2010), S.13 oder Schlamadinger et.al. (2007), S. 274-275.
 
 

13
  Vgl. Canadell et al. (2007) S. 18867 oder Miller (2008), S. 26. 

14
  Vgl. ebenda und WBGU (2006), S. 70. 

15
  Vgl. Le Quére et al. (2009), S. 832, oder Houghton (2005), S. 20. 
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Über das Potential terrestrischer Senken in einem internationalen Emissionsrechte-

handel kann indes keine eindeutige Aussage getroffen werden. Die Effizienz eines 

Emissionsrechtehandels entsteht dadurch, dass die Schädiger zwischen unterschied-

lichen Klimaschutzmaßnahmen abwägen und sich für die günstigste Variante ent-

scheiden. Bei einer Einbindung terrestrischer Ökosysteme besteht die Möglichkeit, 

durch eine Ausweitung von Senken Kohlenstoff zu binden und sich Gutschriften aus-

stellen zu lassen. Diese können dann beispielsweise dafür verwendet werden, eige-

ne Emissionen zu kompensieren oder ein Emissionsreduktionsziel zu erreichen. Um-

gekehrt sind teilnehmende Staaten dazu verpflichtet, bei einer Zerstörung terrest-

rischer Kohlenstoffvorräte in Höhe der freigesetzten Kohlenstoffmenge Emissions-

rechte vorzuhalten.  

In welchem Maße terrestrische Ökosysteme für Klimaschutzmaßnahmen genutzt 

werden, ist ex ante nicht vorhersehbar und muss über den Marktprozess entdeckt 

werden. Aufgrund dieser Unkenntnis ist es sinnvoll, möglichst alle klimarelevanten 

Bereiche in den Emissionsrechtehandel einzubinden, damit zwischen einem mög-

lichst breiten Spektrum an Möglichkeiten abgewogen werden kann.  

 

4. Der Status Quo: Die Einbindung terrestrischer Senken im Kyoto-

Protokoll 

Mit der Verabschiedung des Kyoto-Protokolls im Jahre 1997 legte sich eine Reihe 

von Industriestaaten auf völkerrechtlich verbindliche Emissionsreduktionsziele für 

den Zeitraum 2008 bis 2012 fest. Die einzelnen Reduktionsverpflichtungen der soge-

nannten Annex-B-Staaten16 machen zusammengefasst eine Reduktion der globalen 

Treibhausgasemissionen in Höhe von 5,2 Prozent aus (im Vergleich zum Jahr 

1990).17 Das Kyoto-Protokoll sieht eine Reihe von Mechanismen zur Erreichung der 

nationalen Klimaschutzziele vor. Eines dieser flexiblen Mechanismen stellt der inter-

nationale Emissionsrechtehandel dar. Die Annex-B-Staaten werden vor Beginn der 

                                                 
16

  Annex-B-Länder sind solche Länder, die sich im Kyoto-Protokoll zu Emissionsminderungen ver-
pflichtet haben. Sie sind fast identisch mit den Annex-I-Ländern, die sich im Rahmen der Klima-
rahmenkonvention unter anderem zu Maßnahmen der Emissionsminderung verpflichtet haben. 
Vgl. Deutsche Emissionshandelsstelle (2011). 

17
  Die Europäische Union (EU-15) verpflichtete sich dabei auf eine Reduktion von acht Prozent (Ba-

sisjahr 1990). Innerhalb der Europäischen Union wurden die notwendigen Emissionsreduktionen 
ebenfalls unterschiedlich verteilt. Deutschland übernahm — ebenso wie Dänemark — eine Reduk-
tionsverpflichtung von 21 Prozent. Vgl. BMU. 
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Verpflichtungsperiode (2008 – 2012) mit der national festgelegten Emissionsrechte-

menge – den so genannten Assigned Amount Units (AAUs) — ausgestattet, die sie 

während der Verpflichtungsperiode handeln können. Dabei berechtigt jede Assigned 

Amount Unit zur Emission einer Tonne CO2-Äquivalent, d. h. jedes Treibhausgas 

wird hinsichtlich seiner Treibhauswirkung auf Kohlenstoffdioxid umgerechnet.18 Am 

Ende der Verpflichtungsperiode haben die Annex-B-Staaten ihre Reduktionsver-

pflichtung erfüllt, wenn sie Emissionsrechte in Höhe der Emissionsmenge aus dem 

Basisjahr 1990 abzüglich der eingegangenen Reduktionsverpflichtung vorweisen. 

Neben den Assigned Amount Units können die Annex-B-Staaten auch weitere Emis-

sionsrechte erwerben, wie beispielsweise Emission Reduction Units (ERUs) oder 

Certified Emission Reductions (CERs).19 Die Gutschriften aus Senkenprojekten wer-

den Removal Units (RMUs) genannt. 

Im Fokus des Kyoto-Protokolls steht die Reduktion von Treibhausgasquellen. Die 

Nutzung terrestrischer Senken als anerkannte Klimaschutzmaßnahme ist lediglich für 

ausgewählte Klimaschutzaktivitäten aufgenommen worden. Die Bestimmungen zur 

Einbindung von Senken sind in den Artikeln 3.3 und 3.4 des Kyoto-Protokolls festge-

halten.20 In Artikel 3.3 werden solche von Menschen verursachte Landnutzungs-

änderungen und forstwirtschaftliche Maßnahmen berücksichtigt, die auf Aufforstung, 

Wiederaufforstung und Entwaldung seit 1990 zurückzuführen sind. Durch Artikel 3.3 

wird folglich die Zunahme bzw. die Zerstörung von Waldgebieten bzw. die damit ein-

hergehenden Veränderungen der Kohlenstoffvorräte berücksichtigt. Die Annex-B-

Staaten können sich für Auf- oder Wiederaufforstungen Gutschriften ausstellen las-

sen. Gleichzeitig sind sie jedoch auch dazu verpflichtet, Zertifikate bei Waldrodungen 

vorzuhalten. Der Artikel 3.3 ist für alle Annex-B-Staaten verpflichtend.  

Dagegen stellte Artikel 3.4 eine freiwillige Komponente des Kyoto-Protokolls dar. 

Diese optionalen Aktivitäten umfassen Wald-, Acker- und Weideland-

bewirtschaftungsmaßnahmen sowie die Begrünung von Ödland.21 Die Annex-B-

Staaten mussten vor Beginn der Verpflichtungsperiode festlegen, ob und welche 

                                                 
18

  Beispielsweise entspricht eine Tonne Methan (CH4) 25 Tonnen CO2-Äquivalent. Vgl. Bundesregie-
rung (2011).  

19
  Führt ein Annex-B-Land Klimaschutzprojekte in einem Nicht-Annex-B-Land durch, kann es sich in 

Höhe der eingesparten Emissionen ERUs ausstellen zu lassen. Gutschriften aus Projekten, die in 
einem Nicht-Annex-B-Land durchgeführt wurden, werden CERs genannt. Vgl. UNFCCC (a).  

20
  Die folgenden Ausführungen folgen UNFCCC (1998), S. 3. 

21  
Weitere Informationen zu der Ausgestaltung der Artikel 3.3 und 3.4 unter Loft (2009), S. 111-121. 

http://www.co2-handel.de/lexikon-42.html
http://www.co2-handel.de/lexikon-191.html
http://www.co2-handel.de/lexikon-191.html
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Maßnahmen sie aus Artikel 3.4 anerkennen möchten.22 Im Gegensatz zu Artikel 3.3 

wird in Artikel 3.4 die anthropogene Veränderung von Kohlenstoffvorräten in bereits 

bestehenden terrestrischen Ökosystemen berücksichtigt, wie beispielsweise eine 

zusätzliche Kohlenstoffbindung durch eine intensive Waldbewirtschaftung. Dabei ist 

die Menge an Gutschriften aus Maßnahmen gemäß Artikel 3.4 gedeckelt, d. h. ein 

Annex-B-Land kann sich nur bis zu einer festgelegten Höchstmenge solche auf den 

Ausbau von Senken zurückgehende Zertifikate (RMU) ausstellen lassen. Die maxi-

male RMU-Zertifikatemenge wird länderspezifisch festgelegt und liegt im Falle 

Deutschlands bei 4,55 Mio. Tonnen Kohlenstoffdioxid pro Jahr bzw. 1,24 Mio. Ton-

nen Kohlenstoff.23  

Grundsätzlich gelten die Artikel 3.3 und 3.4 nur für Annex-B-Länder, da nur sie im 

Rahmen des Kyoto-Protokolls eine Emissionsreduktionsverpflichtung eingegangen 

sind. In den Nicht-Annex-B-Ländern werden weder Treibhausgasemissionen noch 

die Kohlenstoffbindung in terrestrischen Ökosystemen vom Emissionsrechtehandel 

erfasst.24 Allerdings ist gerade in diesen Ländern ein erheblicher Teil der globalen 

Waldbestände vorzufinden.25 Die dort stattfindenden massiven Waldrodungen — 

beispielsweise im Amazonasgebiet — finden folglich keine Berücksichtigung im 

Rahmen des Kyoto-Protokolls.26  

Das Kyoto-Abkommen läuft 2012 aus. In den letzten Klimaschutzverhandlungen 

konnte sich die Staatengemeinschaft nicht auf ein Post-Kyoto-Abkommen einigen. 

Insofern ist auch die zukünftige Berücksichtigung terrestrischer Senken nicht abseh-

bar.27 Trotz der Unsicherheiten über ein zukünftiges Klimaschutzabkommen ist es 

                                                 
22  

Vgl. Umweltbundesamt (2003), S. 10. 

23
  Vgl. Winkler, Bernd (2007), S.17. Zur Umrechnung von Kohlenstoff in den jeweiligen CO2-Wert wird 

der Faktor 3,667 [t CO2/t C] zugrunde gelegt. Vgl. Europäische Kommission (2004), S. 14. 

24
  Allerdings besteht die Möglichkeit, in diesen Ländern Projekte im Rahmen des Clean Development 

Mechanism (CDM) durchzuführen. Diese Projekte werden von einem Annex-B-Staat in einem 
Nicht-Annex-B-Land durchgeführt. Das Annex-B-Land kann sich die in dem Entwicklungs- oder 
Schwellenland eingesparte bzw. gebundene Treibhausgasmenge gutschreiben lassen. Aller-
dings sind diese Projekte im Bereich terrestrischer Ökosysteme auf Aufforstungs- und Wiederauf-
forstungsmaßnahmen beschränkt. Gutschriften aus diesen Aktivitäten dürfen ein Prozent der zuge-
lassenen Emissionsrechtemenge des Annex-B-Staates nicht überschreiten. Vgl. UNFCCC (1998), 
S.11 und Umweltbundesamt (2003), S. 11. Weiterführende Literatur beispielsweise unter Eek-
hoff et al. (2008). 

25
  Vgl. FAO (2011), S. 110-118. 

26
  Vgl. FAO (2010), S. 15-23. 

27
  Relativ sicher scheint jedoch die Weiterentwicklung von REDD (Reducing Emissions from Defo-

restation and Degradation). Durch den REDD-Mechanismus sollen in Entwicklungsländern Anreize 
geschaffen werden, Waldressourcen zu schützen, indem sie für den Erhalt ihrer Waldbestände 
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sinnvoll, die derzeitige Einbindung terrestrischer Senken im Rahmen des Kyoto-

Protokolls zu analysieren und daraus effiziente Ausgestaltungsoptionen für ein po-

tentielles Nachfolgeabkommen abzuleiten. 

 

5. Die Anrechnung natürlicher und anthropogener Effekte im Bereich ter-

restrischer Senken  

5.1 Keine Unterscheidung zwischen natürlichen und direkten anthropogenen Effek-

ten 

Laut Kyoto-Protokoll werden allein die direkten durch den Menschen verursachten 

Kohlenstoffveränderungen in den zugelassenen terrestrischen Ökosystemen ange-

rechnet. Natürliche Effekte sollen nicht berücksichtigt werden. Unter direkten anthro-

pogenen Veränderungen versteht man beispielsweise die Rodung von Wäldern oder 

die Entnahme von Holz zur Holznutzung. Um lediglich anthropogene Veränderungen 

anrechnen zu können, muss zwischen natürlichen und anthropogenen Einflüssen 

unterschieden werden. Dies stellt sich jedoch insbesondere bei der Umsetzung des 

Artikels 3.4 (Wald-, Acker- und Weidelandbewirtschaftungsmaßnahmen, Begrünung 

von Ödland) als problematisch heraus. So ist beispielsweise in einem Waldgebiet nur 

schwer zu messen, welche Kohlenstoffbindung auf natürliche Weise entstanden ist 

und welche Menge an Kohlenstoff allein aufgrund von Bewirtschaftungsmaßnahmen 

gebunden wurde.  

Um dieses Problem zu lösen, wurde in den Richtlinien zur Erstellung von Treibhaus-

gasinventaren die Unterscheidung zwischen natürlichen und anthropogenen Verän-

derungen sozusagen umdefiniert:28 Bei der Anrechnung von Kohlenstoff-

vorratsänderungen im Bereich terrestrischer Ökosysteme wird zunächst zwischen 

bewirtschaftetem (managed land) und unbewirtschaftetem Land (unmanaged land) 

unterschieden. Per Definition werden alle Veränderungen auf bewirtschaftetem Land 

als anthropogen bezeichnet, während bei unbewirtschaftetem Land davon ausge-

gangen wird, dass dort allein natürliche Einflüsse zum Tragen kommen. Veränderun-

gen auf unbewirtschaftetem Land müssen entsprechend nicht gemessen und in den 

                                                                                                                                                         
Kompensationszahlungen erhalten. Auf der UN-Klimakonferenz in Kopenhagen (COP 15) im Jahre 
2009 wurde die Bedeutung von REDD hervorgehoben und im Abschlussdokument festgehalten. Es 
besteht jedoch noch eine Reihe offener Fragen, beispielsweise zur dauerhaften Finanzierung. Vgl. 
UNFCCC (2009) und Global Canopy Programme (2008). 

28
  Dieser Abschnitt folgt IPCC (2006). 
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jährlichen Treibhausgasinventarberichten29 der Annex-B-Länder ausgewiesen wer-

den.  

Diese Regelung ist jedoch mit neuen Problemen verbunden. Zunächst ist die Defini-

tion von bewirtschaftetem Land nicht besonders präzise. Eine Fläche gilt als bewirt-

schaftet, wenn Eingriffe oder Aktivitäten durch den Menschen vorgenommen werden, 

die eine soziale, ökologische oder wirtschaftliche Funktion erfüllen.30 Dabei besteht 

ein gewisser Interpretationsspielraum, da die einzelnen Staaten selbst näher definie-

ren und entscheiden können, welche Gebiete sie als bewirtschaftet und als nicht be-

wirtschaftet bezeichnen. Infolgedessen entsteht ein Anreiz, Flächen so auszuweisen, 

dass sie dem Land einen möglichst großen Vorteil in Form von Gutschriften aus 

Senken verschaffen. Es ist also durchaus möglich, unbewirtschaftete Waldflächen, 

die sich im Wachstum befinden und Kohlenstoff binden, durch kleine Eingriffe als 

`managed forest´ auszuweisen. Annex-B-Länder können auf diese Weise Zertifikate 

erhalten, ohne dass es durch eine menschliche Aktivität zu einer Kohlenstoffbindung 

kommen musste. Schließlich gelten alle Veränderungen auf bewirtschaftetem Gebiet 

als vom Menschen verursacht. Diese Befürchtung wurde beispielsweise in Bezug auf 

Brasilien geäußert, da in den dortigen Schutzgebieten beachtliche Mengen an Koh-

lenstoff gebunden werden, die nicht direkt auf menschliches Handeln zurückzuführen 

sind.31  

Zudem treten natürliche Effekte auch auf bewirtschaftetem Land auf.32 Diese Aus-

wirkung wird grundsätzlich als geringfügig eingestuft, allerdings ist sie in einigen Fäl-

len durchaus relevant. Beispielsweise weist Kanada erhebliche Probleme aufgrund 

von Waldbränden und Borkenkäferbefall auf. Die Emissionen aus Waldbränden in 

den bewirtschafteten kanadischen Waldgebieten machen bis zu 45 Prozent der ge-

samten nationalen Emissionen aus.33Der Artikel 3.4 des Kyoto-Protokolls (Wald-, 

                                                 
29

  Die Annex-B-Staaten sind zur Erstellung jährlicher Inventarberichte verpflichtet. Die nationalen 
Inventarberichte weisen unter anderem die nationalen Treibhausgasemissionen bzw. die nationale 
Kohlenstoffbindung in allen in Anlage A des Kyoto-Protokolls aufgelisteten Sektoren sowie im Be-
reich Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft (Land Use, Land Use Change and 
Forestry, LULUCF) auf. Anhand dieser Berichte wird die Erfüllung der nationalen Reduktionsver-
pflichtung vom Klimasekretariat kontrolliert. Vgl. UNFCCC (b). 

30
  Vgl. IPCC (2006), S. 1.5. 

31
  Vgl. IPCC (2010), S.15. 

32
  Vgl. IPCC (2010), S.10.  

33
  Zudem sind natürliche Waldbrände ursächlich für etwa 85 Prozent der durch Brand zerstörten ge-

samten Waldfläche (bewirtschafter und unbewirtschafteter Wald). Vgl. Natural Resources Canada 
(2009). 
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Acker- und Weidelandbewirtschaftungsmaßnahmen, Begrünung von Ödland) wurde 

von Kanada aufgrund der erheblichen natürlichen Emissionen auf den bewirtschafte-

ten Flächen nicht anerkannt.34  

Umgekehrt wirken sich auch menschliche Aktivitäten auf nicht bewirtschaftetem Land 

aus. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn sich kontrollierte Waldbrände auf 

umliegende unbewirtschaftete Gebiete ausbreiten.35 

Um eine bessere Unterscheidung zwischen natürlichen und anthropogenen Effekten 

auf bewirtschaftetem Land zu erreichen, befürwortete die Staatengemeinschaft auf 

der UN-Klimakonferenz in Cancún im Jahre 2010 das Modell des forest management 

reference levels für eine potentielle nächste Verpflichtungsperiode.36 Durch die Be-

rechnung eines Referenzwertes soll zwischen natürlichen Effekten und der Wirkung 

von Klimaschutzaktivitäten unterschieden werden. Der Referenzwert stellt das Busi-

ness-as-usual-Szenario dar, d. h. es wird die Entwicklung von Senken und Quellen 

geschätzt, die ohne zusätzliche Klimaschutzmaßnahmen stattfinden würde. Dies be-

inhaltet unter anderem auch den natürlichen Einfluss auf die Kohlenstoffbindung 

bzw. -freisetzung in terrestrischen Ökosystemen. Das Business-as-usual-Szenario 

wird dann mit der tatsächlichen Entwicklung verglichen und der Differenzbetrag zur 

Verrechnung der Reduktionsverpflichtung herangezogen. Die Probleme liegen auf 

der Hand: Ein solcher Referenzwert unterliegt Prognosen und Schätzungen, die na-

turgemäß mit Unsicherheiten verbunden sind.37 

Ein ´Herausrechnen´ des natürlichen Effektes stellt eine Art Versicherung für den 

einzelnen Staat dar, da dieser die Kosten einer natürlich verursachten Kohlenstoff-

freigabe nicht tragen muss. Bei einer Versicherungslösung besteht jedoch die Gefahr 

des moralischen Risikos (moral hazard): Für den Staat ist es möglicherweise vorteil-

hafter, keine (oder weniger) kostspielige Maßnahmen gegen die natürliche Frei-

setzung von Kohlenstoff zu treffen, da er die Kosten im Schadensfall nicht tragen 

muss. Dadurch kann es zu einer vermehrten Kohlenstofffreisetzung in terrestrischen 

Ökosystemen kommen. Zur Erreichung des Klimaschutzziels müssten diese zusätz-

                                                 
34

  Vgl. Natural Resources Canada (2009). 

35
  Vgl. Natural Resources Canada (2009). 

36
  Vgl. UNFCCC (2011), S. 5-13. 

37
  Ähnliche Kritik besteht auch bei CDM-Projekten. Bei diesen Projekten wird ein Business-as-usual-

Szenario ermittelt, um die eingesparten Emissionen messen zu können, da sie in Nicht-Annex-B-
Ländern durchgeführt werden. Vgl. Eekhoff et al. (2008), S. 23. 
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lichen Emissionen an anderer Stelle ausgeglichen werden. Im Ergebnis würden an-

dere Staaten die Kosten der zusätzlichen Kohlenstofffreisetzung in Form vermehrter 

Klimaschutzmaßnahmen tragen. Die Gefahr des moral hazard besteht dann, wenn 

der Schadenseintritt und/oder die Schadenshöhe beeinflussbar sind. Zumindest die 

Schadenshöhe scheint für den Fall der natürlichen Freisetzung von Kohlenstoff in 

terrestrischen Ökosystemen beeinflussbar zu sein. Beispielsweise kann der Mensch 

das Schadensausmaß eines Waldbrandes durch die Auswahl der Baumarten oder 

durch Maßnahmen der Brandbekämpfung stark beeinflussen. Weniger beeinflussbar 

ist der Schadenseintritt. So kann beispielsweise ein Blitzschlag, durch den ein Wald-

brand ausgelöst wird, kaum verhindert werden. Gleiches gilt für andere Naturereig-

nisse, wie Stürme oder Trockenperioden. Negative Folgen aufgrund von moral ha-

zard können folglich nicht ausgeschlossen werden. Dies gilt solange nicht andere 

Gründe für den Schutz der Wälder ausschlaggebend sind: Wird beispielweise ein 

Wald als Naherholungsgebiet genutzt, kann dies einen ausreichend großen Anreiz 

für Waldschutzmaßnahmen bieten.  

Ein weiteres Problem bei der Übernahme des Risikos durch die Staatengemeinschaft 

besteht in der Gefahr, dass ein Land möglichst natürliche Ursachen für eine Kohlen-

stofffreisetzung angibt, um die Kosten nicht selbst tragen zu müssen. Schließlich ist 

oft nur schwer zu unterscheiden, ob die Freisetzung von Kohlenstoff auf natürliche 

Art oder durch menschliches Verschulden verursacht wurde. Um ein solches Fehl-

verhalten zu verhindern, müssten von einer unabhängigen Institution regelmäßig 

Kontrollen durchgeführt werden. Dies würde zu zusätzlichen Kosten des Klima-

schutzsystems führen. 

Es stellt sich jedoch grundsätzlich die Frage, warum der natürliche Einfluss auf ter-

restrische Ökosysteme überhaupt durch die Staatengemeinschaft versichert werden 

sollte. Gemäß dem Subsidiaritätsprinzip ist zunächst einmal jeder Staat für sich 

selbst verantwortlich. Dies würde bedeuten, dass der Staat das Risiko zusätzlicher 

Kosten durch natürlich verursachte Treibhausgasemissionen auf seinem Territorium 

zunächst selbst tragen sollte. Dies folgt ebenso aus dem Prinzip der Haftung, nach 

dem derjenige, der einen Nutzen erzielt, auch den Schaden tragen muss.38 Der Staat 

trägt zwar auf der einen Seite das Risiko zusätzlicher Kosten bei einer natürlichen 

Kohlenstofffreisetzung, auf der anderen Seite jedoch erhält er Gutschriften, wenn auf 

                                                 
38

  Vgl. Eucken (1968), S. 279. 
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seinem Territorium natürliche Senken gemessen werden. Dem Risiko einer natürli-

chen Kohlenstofffreisetzung steht hier der potentielle Nutzen einer Kohlenstoffbin-

dung gegenüber. Ein solches Szenario unterscheidet sich kaum von dem Risiko, das 

beispielsweise ein Landwirt trägt. Der Landwirt muss Kosten, die aufgrund natürlicher 

Ereignisse entstehen, selbst tragen (z.B. Ernteausfälle aufgrund langer Trockenperi-

oden). Er hat lediglich die Möglichkeit, das Risiko durch eine private Versicherung 

abzusichern. Übertragen auf die Anrechnung natürlicher Effekte in einem Emissions-

rechtehandel müsste geprüft werden, ob eine solche private Versicherungslösung zur 

Absicherung des Risikos einer natürlichen Kohlenstofffreisetzung für Staaten möglich 

ist.39 Bei einer natürlich verursachten Zerstörung terrestrischer Kohlenstoffvorräte 

käme dann die Privatversicherung für die Kosten auf, die zur Kompensation der na-

türlich verursachten Kohlenstofffreisetzung benötigt würden. Wie bei jeder Versiche-

rung besteht jedoch auch hier die Gefahr des moral hazard. Das moralische Risiko 

ist in diesem Fall jedoch geringer, da der Staat bei einer privaten Versicherung eine 

Prämie zahlen muss, die seinem Risiko entspricht. Auf Seiten des Versicherten be-

steht ein Anreiz, Maßnahmen gegen den Verlust an terrestrischen Kohlenstoffvorrä-

ten durchzuführen, da dadurch sein Risiko sinkt und entsprechend eine geringere 

Versicherungsprämie zu zahlen ist. Ein geringeres Risiko kann der Versicherte bei-

spielsweise durch die Einstellung zusätzlicher Förster oder den Kauf neuer Lösch-

flugzeuge signalisieren.40 

Eine Risikoübernahme durch den jeweiligen Staat bzw. durch private Versicherungen 

ist jedoch dann problematisch, wenn Länder mit einem hohen Risiko aufgrund der 

beträchtlichen Risikoprämien nicht bereit sind, einem solchen Klimaschutzabkommen 

beizutreten.41 Da Kanada bereits Artikel 3.4 (Wald-, Acker- und Weidelandbe-

wirtschaftungsmaßnahmen, Begrünung von Ödland) aufgrund der erwarteten hohen 

                                                 
39

  Ob tatsächlich eine Versicherung auf Staatenebene notwendig ist, hängt davon ab, ob der Staat 
den Emissionsrechtehandel auf eine andere Ebene überträgt. Das Kyoto-Protokoll ist auf Staaten-
ebene angelegt. Jedoch hat beispielsweise die Europäische Union beschlossen, zumindest einen 
Teil ihrer Reduktionsverpflichtung durch einen Emissionsrechtehandel auf Unternehmensebene zu 
erfüllen. In diesem Falle wären es beispielsweise die Waldbesitzer und Bauern, die sich versichern 
müssten. 

40
  Alternativ besteht auch die Möglichkeit, Selbstbehalte einzuführen. Ein Staat müsste demnach im 

Schadensfall einen Teil der Kosten selbst tragen. Da der Staat eher das Schadensausmaß als den 
Schadenseintritt beeinflussen kann, wäre hier ein prozentualer Selbstbehalt sinnvoll.  

41
  Ein Verzicht auf eine private Versicherung würde an der Problematik nichts ändern. Ohne Versi-

cherung würden den Ländern ebenfalls hohe Kosten entstehen, da sie bei einer natürlich verur-
sachten Kohlenstofffreigabe Emissionsrechte erwerben oder an anderer Stelle Emissionen vermei-
den müssten.  
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Kosten nicht angenommen hat, scheint ein solches Szenario nicht unwahrscheinlich. 

Für die Effektivität und Effizienz eines Klimaschutzsystems ist jedoch die Teilnahme 

aller Länder von enormer Bedeutung und kann möglicherweise ein entscheidendes 

Argument für eine Risikoübernahme durch die Staatengemeinschaft darstellen.  

Im Ergebnis ist die Frage nach der Zurechnung also nicht so leicht zu beantworten. 

Vor dem Hintergrund des Subsidiaritäts- und Haftungsprinzips scheint es sinnvoll, 

dass jeder Staat die Verantwortung für natürliche Veränderungen auf seinem Territo-

rium selbst übernimmt und gegebenenfalls durch eine private Versicherung absi-

chert. Dies kann möglicherweise dazu führen, dass vor allem Länder mit einem ho-

hen Risiko nicht bereit sind, aufgrund erwarteter hoher Kosten einem solchen Klima-

schutzabkommen beizutreten. Wenn diese Gefahr als groß und die Teilnahme aller 

Länder an einem Klimaschutzabkommen als unerlässlich erachtet wird, kann eine 

Versicherung durch die Staatengemeinschaft trotz der beschriebenen negativen Fol-

gen durch moral hazard begründet werden.  

 

5.2 Die Berücksichtigung indirekter anthropogener Effekte 

Auf der UN-Klimaschutzkonferenz in Marrakesch wurde eine weitere Unterscheidung 

zwischen direkten und indirekten durch den Menschen verursachten Einflüssen ge-

troffen.42 Bei indirekten anthropogenen Effekten handelt es sich vor allem um solche 

Veränderungen, die in einem bereits fortschreitenden anthropogenen Klimawandel 

begründet liegen. Solche indirekten durch den Menschen verursachten Veränderun-

gen sollen bei der Anrechnung nationaler Emissionen bzw. Kohlenstoffbindungen 

nicht berücksichtigt werden.43  

Ein Ausklammern indirekter durch den Menschen verursachten Veränderungen ter-

restrischer Ökosysteme ist insofern nachvollziehbar, als dass ein Staat die Emissio-

nen, die durch einen anthropogenen Klimawandel verursacht werden, nicht selbst 

verschuldet hat. Umgekehrt stellen auch auf diese Weise entstandene terrestrische 

Senken nicht das Verdienst des einzelnen Staates dar. Vielmehr ist der anthropo-

gene Klimawandel durch Treibhausgasemissionen unterschiedlicher Staaten in der 

Vergangenheit verursacht. Somit kann eine Übertragung dieser Emissionen bzw. 

                                                 
42

  Vgl. UNFCCC (2002), S. 55. 

43
  Vgl. ebenda. 
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Senken auf die Staatengemeinschaft begründet werden.44 Dies gilt auch für ein Sys-

tem, in dem einem Staat sowohl natürliche als auch direkte anthropogene Effekte 

angerechnet werden. 

In der praktischen Umsetzung stellt eine solche Übertragung jedoch ein Problem dar, 

da hierfür ausreichend Kenntnisse zur Berechnung des indirekten Effektes vor-

handen sein müssen. Die Klimaexperten stellten zwar eine zusätzliche Kohlenstoff-

bindung in terrestrischen Ökosystemen fest, die nicht auf direkte menschliche Klima-

schutzaktivitäten zurückzuführen ist, jedoch konnte bis heute weder die genaue Ur-

sache noch der genaue Entstehungsort ermittelt werden.45 Es wird lediglich vermutet, 

dass diese zusätzliche Senke hauptsächlich durch indirekte anthropogene Effekte, 

beispielsweise durch CO2-Fertilisation46, Stickstoffdüngung oder Bewirtschaf-

tungsaktivitäten in der Vergangenheit verursacht wird.  

Da der Standort dieser zusätzlichen Kohlenstoffbindung nicht bekannt war, bestand 

in den internationalen Klimaschutzverhandlungen die Befürchtung, dass Annex-B-

Staaten sich Teile dieser Senke anrechnen lassen und auf diese Weise ihre Redukti-

onsverpflichtung zumindest teilweise erfüllen könnten. Laut Kyoto-Protokoll wäre eine 

solche Anrechnung jedoch nicht zulässig gewesen. Um dies zu verhindern, wurden 

die Gutschriften, die sich die Annex-B-Staaten gemäß Artikel 3.4 des Kyoto-

Protokolls ausstellen lassen können, begrenzt. Die Deckelung liegt bei fünfzehn Pro-

zent der projektierten Kohlenstoffbindung, höchstens aber bei drei Prozent der Emis-

sionen des Basisjahres.47 In Deutschland beträgt das Höchstmaß an zulässigen Gut-

schriften aus Senkenprojekten1,24 Mio. Tonnen Kohlenstoff bzw. 4,55 Mio. Tonnen 

Kohlenstoffdioxid pro Jahr.48 Diese Menge stellt nur einen kleinen Teil der insgesamt 

gemessenen Kohlenstoffbindung durch Waldbewirtschaftungsmaßnahmen dar. Für 

                                                 
44

  Genau genommen müssten indirekte anthropogene Veränderungen den großen Industrienationen 
angerechnet werden, da sie in der Vergangenheit große Mengen an Treibhausgasen emittiert ha-
ben und somit Hauptverursacher des anthropogenen Klimawandels sind. Jedoch scheint es kaum 
möglich, den Beitrag eines Industriestaates am anthropogenen Klimawandel eindeutig zu berech-
nen.  

45
  Diese zusätzliche Senke wird auch als ´missing sink´ oder ´residual land sink´ bezeichnet. Vgl. 

IPCC (2007), S. 520. Dieser Abschnitt folgt Schlamadinger et.al. (2007), S. 274-277. 

46
  Als CO2-Fertilisation wird ein verbessertes Pflanzenwachstum unter erhöhtem atmosphärischem 

Kohlenstoffdioxid (CO2) verstanden. Eine erhöhte Kohlenstoffbindung aufgrund von CO2-
Fertilisation hängt folglich direkt mit dem anthropogen ansteigendem Treibhausgasgehalt in der 
Atmosphäre zusammen. Vgl. Max-Planck-Institut für Meteorologie. 

47
  Vgl. UNFCCC (2001), S. 11. 

48
  Vgl. Winkler (2007), S. 17. 
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die Verpflichtungsperiode 2008-2012 wird in Deutschland mit einer durchschnittlichen 

jährlichen Steigerung des Kohlenstoffvorrats um 2,1 Mio. Tonnen Kohlenstoff bzw. 

etwa 7,7 Mio. Tonnen Kohlenstoffdioxid gerechnet.49  

Da die zusätzliche Kohlenstoffbindung in terrestrischen Ökosystemen weder räumlich 

noch sachlich genau zugeordnet werden kann, stellen die länderspezifisch festge-

legten Obergrenzen nur Vermutungen dar und sind mit Unsicherheiten verbunden. 

Es ist also nicht unwahrscheinlich, dass in einigen Annex-B-Staaten die ausgestellten 

Gutschriften gemäß Artikel 3.4 nicht der tatsächlichen Kohlenstoffbindung durch Be-

wirtschaftungsmaßnahmen entsprechen.  

In einem Klimaschutzsystem, in dem einem Staat sowohl natürliche als auch direkte 

anthropogene Veränderungen angerechnet werden, besteht eine ähnliche Problema-

tik. Auch hier wäre eine Deckelung mit großen Unsicherheiten verbunden und es wä-

re durchaus möglich, dass die Staaten dann nicht mehr in der Lage wären, den voll-

ständigen Nutzen aus ihren terrestrischen Ökosystemen zu ziehen, sie jedoch das 

volle Risiko übernehmen müssten.  

Vor dem Hintergrund der erheblichen Unsicherheiten kann alternativ auch eine Ver-

nachlässigung des indirekten anthropogenen Effekts in Erwägung gezogen werden. 

Dies wäre vor allem in einem Klimaschutzsystem, in dem einem Staat sowohl natürli-

che als auch anthropogene Veränderungen angerechnet werden, von Vorteil, da wei-

terhin nicht zwischen verschiedenen Effekten bei der Erstellung einer nationalen 

Klimabilanz unterschieden werden müsste. In dem aktuellen Kyoto-Klima-

schutzsystem blieben die beschriebenen Schwierigkeiten bei der Unterscheidung 

zwischen natürlichen und direkten anthropogenen Effekten bestehen. Solange keine 

weiteren Kenntnisse über den Kohlenstoffkreislauf terrestrischer Ökosysteme be-

stehen, scheint eine Lösung des Problems in beiden Anrechnungsverfahren nicht 

erreichbar.  

 

6. Schlussfolgerung 

Bei der Einbindung terrestrischer Senken kommt es unter anderem deshalb zu Prob-

lemen, weil es in diesem Bereich nicht nur zu anthropogenen sondern auch zu natür-

lichen Emissionen bzw. Kohlenstoffbindungen kommt. Laut Kyoto-Protokoll sollen 

                                                 
49

  Vgl. ebenda. 
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allein die direkten anthropogenen Veränderungen berücksichtigt werden. In der Um-

setzung kam es jedoch zu erheblichen Problemen, da eine solche Unterscheidung 

oft nur schwer zu treffen und mit erheblichen Unsicherheiten verbunden ist. 

Ein ´Herausrechnen´ der natürlichen Effekte kann kritisch betrachtet werden. Nach 

dem Subsidiaritäts- und Haftungsprinzip ist eine Anrechnung natürlicher und direkter 

anthropogener Veränderungen der Kohlenstoffvorräte auf das Treibhausgaskonto 

des jeweiligen Landes durchaus gerechtfertigt. Zudem geht eine Risikoübernahme 

durch die Staatengemeinschaft mit der Gefahr des moralischen Risikos einher. Aller-

dings würden Länder mit einem hohen Risiko einem Klimaschutzsystem, in dem ei-

nen Staat sowohl die direkten anthropogenen als auch die natürlichen Effekte ange-

rechnet werden, möglicherweise nicht beitreten. 

Im Rahmen des Kyoto-Protokolls sind neben den natürlichen Effekten auch indirekte 

anthropogene Veränderungen der Kohlenstoffvorräte nicht den jeweiligen Staaten 

anzurechnen. Eine Übertragung einer indirekten anthropogenen Kohlenstoffbindung 

bzw. -freisetzung auf die Staatengemeinschaft kann durchaus begründet werden, da 

solche Veränderungen nicht auf den jeweiligen Staat, sondern auf weltweite Treib-

hausgasemissionen in der Vergangenheit zurückzuführen sind. Jedoch ist eine sol-

che Unterscheidung aufgrund fehlender naturwissenschaftlicher Kenntnisse mit gro-

ßen Unsicherheiten verbunden. Zusammengefasst kann die Frage nach der optima-

len Anrechnung natürlicher, direkter und indirekter anthropogener Effekte nicht ein-

deutig beantwortet werden.  
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